
 

 
 

Hamburg, den 29. April 2013 
 
 

Pressemitteilung 
Ergebnisbericht 2013 

 
 

Der Rechnungshof hat heute seinen Ergebnisbericht 2013 der Bürgerschaft, dem Senat 
und der Öffentlichkeit zugeleitet. Er informiert in 105 Beiträgen über zwischenzeitliche 
Entwicklungen bei den wichtigsten Prüfungsergebnissen der Jahresberichte 2010, 2011 
und 2012 sowie im Einzelfall auch aus den Vorjahren. 
 
Der Rechnungshof hat sich dabei auf die Darstellung der Forderungen und Empfehlungen 
konzentriert, die geeignet sind, mittel- und langfristig Kosten zu senken bzw. die Wirt-
schaftlichkeit, Wirksamkeit und Steuerungsfähigkeit der Verwaltung auf den unterschied-
lichsten Feldern zu erhöhen.  
 
Dr. Stefan Schulz, Präsident des Rechnungshofs: „Ein derartiges Controlling, wie es der 
Ergebnisbericht 2013 darstellt, ist ein wichtiges Element unserer Arbeit. Unsere Feststel-
lungen hatten seinerzeit nicht nur die erklärte Zustimmung der Bürgerschaft gefunden, 
sondern wurden auch von Senat und Verwaltung überwiegend positiv aufgenommen. 
Was aus diesen Zusagen geworden ist, zeigen wir jetzt mit dem Ergebnisbericht 2013.“ 
 
Festzustellen ist, dass die Empfehlungen des Rechnungshofs in der Regel bereits positive 
Veränderungen bewirkt haben. Einige Beispiele: 
 
- Der Rechnungshof hat Lücken bei der Besteuerung juristischer Personen des öffentli-

chen Rechts aufgedeckt. Nunmehr durchgeführte Betriebsprüfungen der Steuerverwal-
tung haben dazu geführt, dass Steuern in Höhe von 7,2 Mio. Euro nachträglich festge-
setzt sowie bisher gewährte Verlustvorträge um rund 182 Mio. Euro gekürzt worden 
sind. 

 
- Der Landesbetrieb Verkehr führt nicht benötigte Haushaltsmittel von insgesamt bis zu  

4 Mio. Euro an den Haushalt der Freien und Hansestadt Hamburg ab. 
 
- Neben den Empfehlungen mit unmittelbaren finanziellen Auswirkungen hat der Rech-

nungshof zahlreiche Hinweise gegeben, um das Verwaltungshandeln wirtschaftlicher 
und effektiver zu gestalten. Aus der Vielzahl der Berichte ist insbesondere die Beraten-
de Äußerung „Kostenstabiles Bauen“ hervorzuheben, mit der grundsätzliche Vorschlä-
ge gemacht wurden, um große Baumaßnahmen der öffentlichen Hand kostensicherer 
und wirtschaftlicher zu gestalten. Der Senat hat sich dieses Konzept im Wesentlichen 
zu Eigen gemacht. Die entsprechende Drucksache liegt jetzt der Bürgerschaft vor. 

 
- Der Senat hat die Kritik des Rechnungshofs am Klimaschutzkonzept aufgegriffen und 

will die Anregungen, vor allem hinsichtlich einer stärkeren Ausrichtung auf tatsächliche 
CO2-Einsparungen und Verfahrensverbesserungen, bei dem neuen Masterplan Klima-
schutz berücksichtigen. 
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- Umgesetzt wurden auch diverse Empfehlungen des Rechnungshofs bei der Förderung 
schwerbehinderter Menschen im Arbeitsleben. 

 
- Der Rechnungshof hat auch Fehlentwicklungen verhindern können. So hat zum Bei-

spiel die Finanzbehörde mitgeteilt, dass der Betrieb einer Software (KIOSK) u.a. wegen 
der vom Rechnungshof beanstandeten Probleme eingestellt und durch ein neues Ver-
fahren ersetzt werden soll. 

 
- Die Arbeit des Rechnungshofs hat zu verlässlicheren und umfangreicheren Informatio-

nen beigetragen, die Politik und Verwaltung als Basis für ihre Entscheidungen benöti-
gen: 

 
• Die Darstellung des Personalbestands im sog. Personalbericht wird erweitert. 

Die Verwaltung hat zugesagt, auch die Daten zum Personal der öffentlich-
rechtlichen Ausgliederungen künftig regelmäßig zu veröffentlichen.  

• Die Schulbehörde erfasst seit Kurzem den Unterrichtsausfall in allen Schulen, 
um so u. a. den Einsatz von Lehrerressourcen für Vertretungsstunden besser 
zu steuern. 

 
- Beim Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE) bestand hinsichtlich der ver-

schiedenen Beteiligungen aufgrund der Gewährträgerhaftung Hamburgs für das UKE 
das Risiko einer unbegrenzten Zahlungsverpflichtung. Durch die Kündigung von Ver-
trägen und die Gründung einer Zwischengesellschaft ist der Umfang des Risikos nun-
mehr verringert worden. 

 
Der Ergebnisbericht zeigt aber auch Beispiele, bei denen es weiterer Anstrengungen be-
darf, weil die Verwaltung den Vorschlägen des Rechnungshofs nicht oder nur einge-
schränkt gefolgt ist. Hier besteht nach wie vor Handlungsbedarf: 
 
- Der Senat hat den Vorschlag des Rechnungshofs, die Parkraumbewirtschaftung zu in-

tensivieren, als grundsätzlich richtig anerkannt. Der Rechnungshof fordert, den Umfang 
der Kontrollen auszuweiten. Dadurch könnte das nicht zulässige „Dauerparken“ been-
det werden; die Plätze würden wieder zweckentsprechend für eine größere Anzahl von 
Nutzern zur Verfügung stehen. Zusätzlich sind durch die höheren Einnahmen aus Ge-
bühren für ordnungsgemäßes Parken erhebliche Mehreinnahmen von bis zu 35 Mio. 
Euro jährlich möglich. Leider befindet sich der Senat hinsichtlich der Überwachung im-
mer noch in der Prüfungsphase, ein Termin für die Vorlage von Ergebnissen wurde 
nicht genannt. 

 
- Die im Rahmen der Umstellung des Haushaltswesens auf die Doppik erstellten kauf-

männischen Jahresabschlüsse werden vom Rechnungshof geprüft. Der Ergebnisbe-
richt befasst sich mit den Abschlüssen 2008, 2009 und 2010. Positiv ist hervorzuhe-
ben, dass im Laufe der Zeit zahlreiche Verbesserungen eingetreten sind, z. B. im Kas-
senwesen. Leider haben die Prüfungen aber auch gezeigt, dass die Jahresabschlüsse 
weiterhin erhebliche Mängel aufweisen und dem Ziel, die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Stadt unter der Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung zutreffend darzustellen, noch nicht gerecht werden. Es besteht erheblicher Nach-
besserungsbedarf. 

 
- Sowohl bei der Betreuung von Kindern in Kindertagesstätten als auch bei der Durch-

führung von Jugendhilfemaßnahmen durch freie Träger fordert der Rechnungshof seit 
geraumer Zeit, die zu einem erheblichen Teil aus Steuergeldern finanzierten Leistun-
gen durch behördliche Inspektionen (Kita- bzw. Jugendhilfeinspektion) zu überwachen 
bzw. qualitativ zu prüfen. Für den Bereich der gesetzlich vorgeschriebenen Kita-
Inspektion gibt es nunmehr Ankündigungen, dass gehandelt werden soll. Die Umset-
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zung bleibt aber abzuwarten. Eine anlassunabhängige Kontrolle der von den freien 
Trägern erbrachten Jugendhilfeleistungen, insbesondere bei Hilfen zur Erziehung, 
lehnt die Verwaltung nach wie vor ab. Gerade eine anlassunabhängige Kontrolle wäre 
jedoch aus Sicht des Rechnungshofs ein entscheidender Schritt zur Qualitätsverbesse-
rung. 

 
- Vor über zehn Jahren hatte der Senat der Bürgerschaft mitgeteilt, dass die auf staatli-

chen Grundstücken zu bauenden Parkplätze an die Betreiber der Veranstaltungsare-
nen am Volkspark gegen Entgelt vermietet werden und Hamburg nach einer Über-
gangszeit 50 % des Gewinns erhalten sollte. Die Parkplätze sind zwar schon lange fer-
tiggestellt, eine abschließende Regelung der Nutzungsverhältnisse ist jedoch immer 
noch nicht gefunden worden und nunmehr für 2013 angekündigt. 

 
In einem Fall wird nun zwar gehandelt, jedoch entgegen dem Votum des Rechnungshofs 
und mit zusätzlichen Belastungen für den Haushalt: In der HafenCity wird die intakte Ma-
hatma-Gandhi-Brücke (ehemals Sandtorhafenklappbrücke) abgebrochen und aufwendig 
neu gebaut. Durch den Verzicht auf den Neubau der bestehenden Brücke, der allenfalls 
erforderlich ist, wenn mehrere Großveranstaltungen gleichzeitig zusammentreffen, könn-
ten Ausgaben von mindestens 4 Mio. Euro vermieden werden. 
 
Präsident Dr. Stefan Schulz: „Die Prüfungen des Rechnungshofs zeigen Wirkung. In den 
Punkten, in denen unsere Vorschläge nicht bzw. nicht ausreichend umgesetzt wurden, 
fordern wir den Senat auf, seine zögerliche Haltung zu beenden. Hamburg kann es sich 
angesichts seiner Haushaltslage nicht leisten, auf diese Verbesserungen zu verzichten.“ 
 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Für Rückfragen: 

 
Birgit Carstens-Wähling, Präsidialabteilung des Rechnungshofs   

 Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg  
Tel.: 040 / 428 23 – 1770 / Fax: 040 / 428 23 – 1538 

E-Mail: Rechnungshof@rh.hamburg.de 

Der Ergebnisbericht 2013 und die zitierten Jahresberichte 
sind unter www.rechnungshof.hamburg.de abrufbar. 


